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Behandlung als Dienſtbarkeit und grund bücherliche Eintragung 
als ſolche eines nach Inkrafttreten des Jagdpatentes vom 
7. März 1849 durch Vergleich begründeten Jagdrechtes auf 
fremdem Grund und Boden. 

Mittheilungen aus der Praxis: 1 N 

Eine Verurtheilung wegen Ehrenbeleidigung (nach 8 496 St. G.) reicht nicht 
hin, um Jemanden im Sinne der Ausweiſungsbeſtimmungen aus dem 
Genieindegebiete als „einen beſcholtenen Lebenswandel führend“ bezeichnen 


zu können. 
Notizen. 
Geſetze und Verordnungen, 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


——— 


Behandlung als Dienſtbarkeit und grundbücherliche Eintragung 

als ſolche eines nach Jukrafttreten des Jagdpateutes vom 

7. März 1849 durch Vergleich begründeten Jagdrechtes auf 
fremdem Grund und Boden. *) 


Anläßlich der Durchführung der Grundlaſtenablöſung wurden in 
Steiermark zwiſchen den ſervitutsberechtigten bäuerlichen Grundbeſitzern 
einerſeits und den zu verſchiedenen Leiſtungen verpflichteten herrſchaft— 
lichen Gütern anderſeits vielfach Vergleiche abgeſchloſſen, zufolge welcher 
die Bauern auf die Ausübung ihrer Berechtigungen (Weide, Holzbezug u. A.) 
verzichteten, wogegen ihnen beſtimmte Landſtriche als Eigenthum über⸗ 
geben wurden. LE 

Auf Grund des diesbezüglich zwiſchen Sr. kaiſ. Hoheit Herrn 
Erzherzog Johann und dem Stifte Rein, als Beſitzern der landtäflichen 
Realität tom. 32, fol. 561 einerſeits und 61 weideberechtigten Grund— 
beſitzern in der Gemeinde Hirſchegg-Rein anderſeits, vor der k. k. Statt⸗ 
halterei als Grundlaſtenablöſungs⸗ und Regulirungs-Landescommiſſion 
abgeſchloſſenen Vergleiches ddto. 29. Mai 1858 wurden laut Beſcheides 
des k. k. Bezirksgerichtes V. vom 13. September 1863, Z. 6972, die 
betreffenden Parcellen von der obigen landtäflichen Realität abgetrennt, 
auf eine neueröffuete Grundbuchseinlage als „G. B. Nr. 2 der St. G. 
Hirſchegg⸗Rein“ übertragen und hierauf das Eigenthumsrecht für die 
früher ſervitutsberechtigten 61 Bauern einverleibt. Dieſe Realität war 
bücherlich vollkommen laſteufrei. Bei Anlegung des neuen Grundbuches 
im Jahre 1883 wurde dieſer Grundbuchskörper als „E. Z. 85 K. G. 
Hirſchegg-Rein“ in das neue Grundbuch übertragen, und ſind derſelben 
obige Grundtheile, nach dem reambulirten Kataſter als G. B. Nr. 280,3, 
280.4, 280 5, 280 6, 280/7, 280 8 und 282 bezeichnet, zugeſchrieben 
worden. Neben den anderen auf die Ablöſung der Servituten ſich be- 
ziehenden Vereinbarungen iſt in dem eitirten Vergleiche $ 4, Abſatz 5 
auch die Beſtimmung getroffen: „daß auf allen durch dieſen Vergleich 


*) Aus der „Oeſterr. Notariats⸗Zeitſchrift“. 


au die Grundbeſitzer in Hirſchegg⸗Rein abgetretenen Waldtheileu, Alpen 


und Wiesflecken das Jagdrecht für immerwährende Zeiten Sr. kaiſ. 


Hoheit und Ihren Rechtsnachfolgern vorbehalten bleibe.“ Eine 
weitere Beſtimmung über die Art der Ausübung dieſes Rechtes, wie 
auch über eine etwaige Sicherſtellung desſelben iſt in dem Vergleiche 
nicht enthalten. 

Junerhalb der zur Aumeldung von Belaſtungsrechten beſtimmten 
Friſt meldete unn die Oeſterreichiſche alpine Montangeſellſchaft das ihr 
als derzeitiger Eigenthümerin der landtäflichen Realität tom. 32, fol. 561 
in Gemäßheit des citirten Vergleiches zuſtehende Jagdrecht als auf dieſem 
Grundbuchskörper angeblich haftende Servitut au und ſtellte das Be— 
gehren: „Es wolle bei der Realität E. Z. 35 K. G. H.⸗R., als dem 
dienenden Gute, das der Oeſterreichiſchen alpinen Montangeſellſchaft und 
ihren Beſitzesnachfolgern bei der landtäflichen Realität tom. 32, fo!. 561 


für immerwährende Zeiten zuſtehende Servitutsrecht, auf den Parcellen 


Nr. 280,3, 280,4, 280 5, 280 6, 280 7, 280 8 und 282 zu jagen, 
eingetragen und bei der landtäflichen Realität tom. 32, fol. 561, als 
herrſchendem Grunde, angemerkt werden“ .. . . ferner „es wolle zur 
Verhandlung hierüber eine Tagſatzung angeordnet und hievon die Be 
ſitzer der Realität E. Z. 85 K. G. HR. (61 Banern) verſtändigt 
werden.“ 

Das k. k. Bezirksgericht V. hat mit Beſcheid vom 18. October 
1884, 3. 14.617, „dieſes Begehren abgewieſen, weil das Jagdrecht 
weder eine Servitut, noch ein anderes zur bücherlichen Eintragung geeig— 
netes Recht iſt, ſondern vielmehr einen Gegenſtand des öffentlichen Rechtes 
bildet, da zwar im § 477 a. b. G. B. das Recht zu jagen als eine 
Feldſervitut bezeichnet wird, im § 383 a. b. G. B. aber das Jagdrecht 
als durch politiſche Verordnungen geregelt erſcheint, und nach § 1 des 
kaiſ. Pateutes vom 7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154, das Jagd⸗ 
recht auf fremdem Grund und Boden aufgehoben iſt, daher ein ſolches 
auch bucherlich gegen die Beſtimmung dieſes Geſetzes nicht eingetragen 
werden kann. Eine vorherige Einvernehmung der Betheiligten erſcheint 
nach den SS 7 b, 12 und 13 des Geſetzes vom 25. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 96, unſtatthaft.“ 

Ueber Recurs der Oeſterreichiſchen alpinen Montangeſellſchaft 
änderte das k. k. Oberlandesgericht Graz mit Verordunng vom 17. De- 
cember 1884, 3. 15.220, dieſen Beſcheid theilweiſe ab. Die diesfällige 
Jutimation lautet: „Das k. k. Oberlaudesgericht habe in der Erwägung, 
daß ein nach Vorſchrift des § 12 des Geſetzes vom 25. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 96, angemeldetes Belaſtungsrecht im Sinne des § 7, 
lit. b dieſes Geſetzes nach Vorſchrift des $ 13 desſelben Geſetzes bei 
dem betreffenden Grundbuchskörper unter der Aufſchrift „Alte Laſten“ 
einzutragen iſt; in der Erwägung, daß über den Rechtsbeſtand eines 
derartigen, vorſchriftsmäßig angemeldeten Rechtes im Verordnungswege 
und in Erledigung der Anmeldung nicht abgeſprochen werden kaun: in 
der Erwägung, daß das angemeldete, als Dienſtbarkeit zu jagen be 
zeichnete Recht von vornherein als zur bücherlichen Eintragung nicht 
geeignet nicht bezeichnet werden kann, weil das Jagdrecht nur hinſichtlich 


feiner Ausübung, wicht aber ſeines Beſtandes 
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den Vorſchriften des Erkenntniß über einen durchgeführten Rechtsſtreit gehörte. Die Unter 


Verwaltungsrechtes unterliegt, weil § 477 a. b. G. B. dieſes Recht gerichte huldigten der letzteren Auſchaunng; es wurde ſomit die An— 
unter den gewöhulichen Grunddieuſtbarkeiten aufzählt, — weil die Auf⸗ | meldung angenommen und das geſtellte Begehren, „das Recht zu jagen 


hebung des Jagdrechtes auf fremdem Grunde (§ 1 kaiſ. Patentes vom 
7. März 1849, R. G. Bl. Nr. 154) nur die damals beſtandeuen, 


aus dem Unterthausverbande herrührenden Jagdrechte im Auge hat, — in der Weiſe erledigt, daß „das Recht . . 


I: 


ſei einzutragen“, welche Stiliſirung übrigens den SS 9 der Voll— 
zugsinſtruction und 8 und 9 des a. G. G. nicht ganz entſprechen dürfte, 
zu jagen, einverleibt“ wurde. 


weil die Begründung der im 8 1, 3. 3 n kaiſ. Patentes vom 3. Juli Dieſe Erledigung ſcheint wohl über das Petit hinausgegangen zu fein. 


1853, R. G. Bl. Nr. 130, bezeichneten Rechte durch § 43 dieſes 


Auch die Eintragung als „Alte Laſt“ im Sinne der SS 39 und 


Patentes und Art. 7 des Geſetzes von 21. December 1867, R. G. Bl. 49 der Miniſterialverordnung vom 15. Mai 1874, L. G. Bl. für Steier⸗ 
Nr. 142, in der Zukunft nur iuſoferne unterſagt iſt, als damit keine mark Nr. 33, dürfte nicht ganz den bezogenen Paragraphen entſprechen, 


unablösbare Belaſtung geſchaffen werden darf, und weil das angemeldete 
Recht ſich auf einen nach eingetretener Wirkſamkeit der beiden eben 
eitirten kaiſ. Patente geſchloſſenen Vergleich, welcher die Unablösbarkeit 
der darin ausbedungenen Jagdſervitut nicht ſtatuirt, ſtützt; 


R. G. Bl. Nr. 96, in eine Verhandlung über das angemeldete Recht 
nicht einzugehen iſt, ſondern eine ſolche nach § 15 desſelben Geſetzes 
nur für den Fall der rechtzeitigen Anmeldung eines Widerſpruches vor⸗ 
behalten bleibt in theilweiſer Stattgebung des Recurſes den uns 
gefochtenen Beſcheid, inſoweit damit das Begehren der Recurreutin um 
Anordnung einer Tagſatzung zur Einvernehmung der Betheiligten ab- 
gewieſen wird, zu beſtätigen, im Uebrigen aber dahin abzuäudern 
befunden, daß die Anmeldung de praes. 17. October 1884, Z. 14.617, 
angenommen und dem Grundbuchsamte aufgetragen wird, bei der Rea— 
lität E. Z. 85 K. G. Hirſchegg-Reiu als dienendem Grunde das der 
Oeſterreichiſchen alpinen Montangeſellſchaft und ihren Beſitznachfolgern bei 
der landtäflichen Realität tom. 32, fol. 561 für immerwährende 
Zeiten zuſtehende Servitutsrecht, auf den Parcellen Nr. 280 3, 280 4, 
280 5, 280,6, 280,7, 2308 und 282 zu jagen, auf dem nach 
Vorſchrift der SS 39 und 49 der Miniſterialverordnung vom 18. Mai 
1874, L. G. Bl. für Steiermark Nr. 33, zu eröffnenden Blatte mit 
der Aufſchrift „Alte Laſten“ in der Rangordnung vom Zeitpunkte der 
Ueberreichnuug der Aumeldung einzutragen, endlich das k. k. Landes⸗ 
gericht Graz erſucht wird, dieſes Servitutsrecht bei der in der ſteier— 


märkiſchen Laudtafel tom. 32, fol. 561 vorkommenden Realität als 


herrſchendem Gute anzumerken.“ 

Ueber den dagegen eingebrachten Hofrecurs der Beſitzer der Rea— 
lität E. Z. 85 K. G. H.⸗R. beſtätigte der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Verordnung vom 23. Juni 1885, 8. 7283, die Entſcheidung des 
k. k. Oberlandesgerichtes, „weil die Oeſterreichiſche alpine Montangeſell— 
ſchaſt, welche die Anmeldung ihres Jagdrechtes auf einen vor der 
ſteiermärkiſchen Grundlaſtenablöſungs- und Regulirungs-Commiſſion ge— 
ſchloſſenen und von dieſer beſtätigten Vergleich ſtützt, mit ihrer An— 
meldung dle praes, 7. October 1884, Z. 14.617, auch die Aus⸗ 
fertigung dieſes Vergleiches ddto. 28. Juli 1859, Z. 1319, vorgelegt 
hat, daher dieſe Aumeldung anzunehmen und der Amtshandlung gemäß 
§ 13 des Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, zu unter⸗ 
ziehen war.“ 

Die in Folge der obergerichtlichen Verordnung im Laſtenblatte 
der Realität E. Z. 85 K. G. H.⸗R. nunmehr grundbücherlich vor⸗ 
genommene und durch die oberſtgerichtliche Eutſcheidung als richtig be⸗ 
ſtätigte Eintragung lautet: „Alte La ſten. Praes. 27. December 
1884. In Folge Beſcheides vom 29. December 1884 wird in Folge 
Erlaſſes des hohen Oberlandesgerichtes Graz vom 17. December 1884, 
3. 15.229, bei dieſer Realität als dem dienenden Gute das der Oeſter⸗ 
reichiſchen alpinen Montaugeſellſchaft und ihren Beſitznachfolgern bei der 
landtäflichen Realität tom. 32, fol. 561 für immerwährende Zeiten 
zuſtehende Servitutsrecht, auf den Parcellen Nr. 280/3, 280,4, 2805, 
280/6, 280,7, 280,8 und 282 zu jagen, einverleibt.“ 

Dieſe Entſcheidungen regen die Frage an, ob das Jagdrecht heute 
wohl überhaupt noch als Servitut aufgefaßt werden kann. 

Zunächſt wäre zu den obigen Entſcheidungen in formeller Be⸗ 
ziehung Folgendes zu bemerken. 

Die den Vorſchriften des § 12 des Geſetzes vom 25. Juli 1871, 
R. G. Bl. Nr. 96, entſprechend angebrachte Anmeldung der Oeſter⸗ 
reichiſchen alpinen Montangeſellſchaft wurde vom Bezirksgerichte abgewieſen; 
eine ſolche Abweiſung kann nur aus ſormellen Gründen geſchehen. Es 
läßt ſich immerhin darüber ſtreiten, ob die materiell⸗rechtliche Erwägung 
des bezirksgerichtlichen Beſcheides: Iſt das angemeldete Jagdrecht ein im 
Sinne des § 7 b J. c. zur Eintragung geeignetes Recht, oder nicht? 
— hier ſchon dageweſen oder ob ſie nicht zuerſt in ein ſeinerzeitiges 


endlich in 
der Erwägung, daß nach § 13 des Geſetzes vom 25. Juli 1871, 


da dieſelben ſich ganz ausdrücklich mit Dienſtbarkeiten beſchäftigen, deren 
Beſtand aus Anlaß der Grundbuchsanlegung bei ſolchen Realitäten er— 
hoben wurde, welche bisher in einem Grundbuche noch nicht eingetragen 
waren — während für unſere Realität ſchon ſeit 1863 eine Grund— 
buchseinlage als „Grundbuchsuummer 2 K. G. H.⸗R.“ beſtand. Neben⸗ 
bei bemerkt, dürfte übrigens der Begriff „Alte Laſten“ ziemlich ſchwer 
feſtzuſtellen ſein. 

Nach § 13 des Geſetzes vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, 
läßt ſich ſo ziemlich Alles, hypothecirt oder nicht, einreihen, darunter 
nach SS 39 und 49 der citirten Miniſterialverorduung nur Dienſt⸗ 
barkeiten bei bisher nicht verbücherten Realitäten; das eine Mal kommen 
fie auf das gewöhnliche Laſtenblatt, das andere Mal auf ein eigenes dazu 
angelegtes Blatt. — Ein weiterer Punkt, der bei der formellen Er- 
ledigung der Anmeldung wohl auch Berückſichtigung verdient hätte, iſt 
der Mangel der ſogenannten Intabulationsclauſel iu dem erwähnten 
Vergleiche. Wenn auch das Jagdrecht als Dienſtbarkeit anzuſehen iſt, 
ſo exiſtirt doch keine geſetzliche Vorſchrift, derzufolge alle Servituten auf 
einſeitiges Begehren des Berechtigten auch ſofort im Grundbuche „ein— 
verleibt“ werden können. Bei dem Beſtande des § 32, Al. 2 u. ff. des 
a. G. B. G. wäre auf die ausdrückliche Erklärung der Einwilligung 
zur Belaſtung nicht ganz Verzicht zu leiſten. 

Was nun die angeregte theoretiſche Frage betrifft, ob das Jagd— 
recht als Dienſtbarkeit betrachtet werden kann, ſo wäre dem § 477 
a. b. G. B., welcher das „Recht zu jagen“ unter den Feldſervituten 
anführt, neben dem ſchon in der bezirksgerichtlichen Erledigung bezogenen 
§ 383 a. b. G. B. wohl das Patent vom 7. März 1849, R. G. Bl. 
Nr. 154, ſammt nachträglichen Jagdgeſetzen entgegenzuhalten. Die Ein- 
wendung, § 1 dieſes Patentes beziehe ſich nur auf die den ehemaligen 
Herrſchaften aus dem Titel des Unterthänigkeitsverhältniſſes zugeſtandenen 
Jagdrechte, behebt ſich wohl, wenn man § 1 mit deu folgenden Be 
ſtimmungen desſelben Geſetzes zuſammenfaßt, aus denen hervorgeht, daß 
das Geſetz nunmehr das Jagdrecht principiell als einen Ausfluß des 
Eigenthumsrechtes an Grund und Boden, und zwar als einen ganz und 
gar untrennbaren Beſtandtheil desſelben anſieht. Nur eine beſtimmte 
Größe des Grundſtückes (unter 200 Joch) und allenfalls die mangelnde 
perſönliche Eignung des Eigeuthümers können hierin eine Beſchränkung 
bewirken. Aber auch dort, wo der Eigenthümer wegen der Kleinheit 
ſeines Grundſtückes aus wirthſchaftspolizeilichen Gründen nicht ſelbſt 
jagen darf, gebührt ihm nach $ 8 des citirten Patentes der entſprechende 
Antheil an dem durch die Gemeinde eingehobenen Pachtſchillinge. Die 
zur Giltigkeit der Verträge über die Ausübung des Jagdrechtes auf 
fremdem Grunde (Jagdpachtverträge) vorgeſchriebene Einflußnahme und 
Genehmigung der politiſchen Behörde iſt ſo umfaſſend und hat nicht nur 
die Prüfung, zuweilen ſogar geradezu die Beſtimmung des Vertrags- 
objectes, ſondern auch die Prüfung der lediglich nach politiſchen Vor⸗ 
ſchriften zu beurtheilenden perſönlichen Befähigung der vertragſchließenden 
Theile in ſo weitem Umfange zum Gegenſtande, daß allen Verträgen, 
über das Jagdrecht und auch dieſem ſelbſt der privatrechtliche Charakter 
vollkommen abgeſprochen werden muß. Durch eine bedingungsloſe grund⸗ 
bücherliche Eintragung des „Rechtes zu jagen“ zu Gunſten einer Privat⸗ 
perſon und ihrer Rechtsnachfolger würde dieſer Perſon und ihren Rechts⸗ 
nachfolgern ein Recht eingeräumt, das ſie nach Inhalt des Jagdgeſetzes 
nur mit Genehmigung der politiſchen Behörde nicht nur ausüben, ſondern 
überhaupt erſt erwerben könnte. Die Vermuthung iſt wohl berechtigt, 
daß in dem Vergleiche vom 29. Mai 1858 Beſtimmungen über die 
grundbücherliche Sicherſtelluug des vorbehaltenen Jagdrechtes mit Vor⸗ 
bedacht nicht ſtipulirt wurden — die Vertreter der damaligen Herr⸗ 
ſchaftsbeſitzer werden den Vortheil ihrer Auſtraggeber gewiß nach Kräften 
gewahrt haben — vielleicht unterblieb eine diesbezügliche Vereinbarung, 
weil die politiſche Behörde ſich ihr Recht, den jeweiligen Jagdherrn für 
ſeine Perſon zu beſtätigen, ſich nicht verkümmern laſſen wollte, was 


durch die grundbücherliche Fixirung eines Jagdrechtes immerhin mög⸗ 
lich wäre. 

Aus dem Geſagten dürfte ſich ergeben, daß durch die vorliegende 
grundbücherliche Eintragung ein Zuſtand geſchaffen wurde, der im Ge— 
ſetze nicht begründet iſt, denn das Jagdrecht läßt ſich weder als Feld— 
dienſtbarkeit im Sinne des bürgerlichen Geſetzbuches, noch als dingliches 
Recht im Sinne des allgemeinen Grundbuchsgeſetzes auffaſſen, daß aber 
durch dieſe Eintragung auch über die vertragsmäßig den Parteien ein- 
geräumten Rechte hinausgegangen wurde. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eine Verurtheilung wegen Ehrenbeleidigung (nach $ 496 St. G.) 
reicht nicht hin, um er im Sinne der Ausweiſungs⸗ 
beſtimmungen aus dem Gemeindegebiete als „einen beſcholtenen 
Lebenswandel führend“ bezeichnen zu können. 

Der Gemeindeausſchuß von G. hat in der Sitzung vom 21. April 
1886 beſchloſſen, den Sohn des dortigen Gutspächters Johann T., 
welcher im Vorjahre wegen Mißhandlung des Schloßgärtners zu einer 
Geldſtrafe von 30 fl. verurtheilt wurde und ſeither eine herausfordernde 
Stellung ſowohl gegen den Gutsherrn (Grafen Max T.), als auch gegen 
deſſen Dieuerſchaft gezeigt hat, ferner auch den ruhigen Beſitz des 
Gutsherru durch eigenmächtige Handlung und feine drohende Haltung 
geſtört hat; nachdem ferner Johann T., welcher als Hörer der Rechte 
au der Univerſität in W. eingeſchrieben iſt, ſich dennoch regelmäßig in 
G. aufhält, und nachdem der Genannte dem Gemeindevorſteher am 
16. April 1886 erklärt und ausgeſprochen hat, wenn der Herr Graf 
etwas von ihm wolle, möge er ihn fordern und daß er dieſen Herrn 
Grafen noch thätlich beleidigen wolle, wofür er doch nicht weiter als 
zu einer Geldſtrafe verurtheilt werden könne; — ſomit mit Rückſicht 
auf den Charakter und die bereits vorausgegangene Mißhandlung des 
Schloßgärtners und feine gegenwärtig drohende Haltung gegen den 


Gutsherrn zu befürchten ſteht, daß ſich Johaun T. wirklich zu einer 


Gewaltthat hinreißen laſſe, auf Grund des $ 10 G. O. den ferneren 
Aufenthalt im Gemeindegebiete zu verweigern. 

Ueber Recurs des Johann T. hat die Bezirkshauptmannſchaft in 
F. unterm 8. Mai 1886, Z. 4609, die gemeindeämtliche Verfügung 
beſtätigt. 

Dagegen richtete Johann T. den Statthaltereirecurs, über welchen 
die Bezirkshauptmannſchaft den Gemeindevorſteher noch einvernahm. 

Die Statthalterei gab mit der Entſcheidung vom 13. Juni 1886, 
3. 11.529, dem Recurſe keine Folge, da durch die Erhebungen beſtätigt 
jet, daß Johann T. ein Auswärtiger iſt und er mit Rückſicht auf ſeine 


gerichtliche Verurtheilnng ob thätlicher Mißhandlung ($ 496 St. G.) 


nicht als unbeſcholten augeſehen werden könne. 

Dagegen überreichte Johann T. den Miniſterialrecurs. 

Nach dem gerichtlichen Strafacte wurde Johann T. mit Urtheil 
des Bezirksgerichtes in F. vom 2. September 1885, Z. 444, wegen 
Uebertretung des § 496 St. G. zu einer Geldſtrafe von 30 fl. ver⸗ 
urtheilt, weil er dem Schloßgärtner W. wegen angeblicher Beleidigung 
ſeiner Mutter öffentlich eine Ohrfeige gegeben. 

Das k. k. Miniſterium des Junern hat diesfalls unterm 1. Sep⸗ 
tember 1886, ad Z. 150.206, entſchieden, wie folgt: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Johann 
T. Folge zu geben und ſowohl den die Ausweifung desſelben betreffenden 
Gemeindeausſchußſitzungsbeſchluß, als auch die bezüglichen Entſcheidungen 
der Bezirkshauptmaunſchaft und Statthalterei zu beheben, weil die vor⸗ 
liegende Abſtrafung des Johann T., welche lediglich wegen Ehren⸗ 
beleidigung nach § 496 St. G. erfolgte, nicht ausreicht, um denſelben 
als einen beſcholtenen Lebenswandel führend bezeichnen zu können.“ 


r. 


Notizen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 10. Auguſt 1886, Z. 7191 

(ex 1884), an alle politiſchen Landesbehörden, betreffend den Vorgang bei der 

Matriculirung von Civilſtaudsfällen, wenn die bezügliche kirchliche Function an 

Pfarrlingen ſubſidiariſch von einem anderen als dem zuſtändigen Seelſorger 
vorgenommen wird. 

In Folge der Wahrnehmung, daß bei Civilſtandsfällen öfter die kirchliche 

Function an Pfarrlingen ſubſidiariſch von einem anderen als dem zuſtändigen 
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Seelſorger vorgenommen wird, und daß alsdann Zweifel beſtehen, wie ſich bei 
der Matriculirung zu benehmen ſei, ſowie auch thatſächlich bei derſelben ein 
verſchiedener Vorgang beobachtet wird, was die im Allerhöchſten Patente vom 
20. Februar 1784 bezweckte „allgemeine Gleichförmigkeit“ und „geſetzmäßige 
Sicherheit“ der Matriken gefährdet — findet das k. k. Miniſterium des Innern 
im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht Folgen⸗ 
des zur Darnachachtung anzuordnen: 

Die Geburten von Kindern, an welchen der Taufact von einem anderen 
als dem zuſtändigen Seelſorger vollzogen wird, hat mit Reihezahl der zu- 
ſtändige Seelſorger zu matriculiren, da der Civilſtandsfall in dem ſeiner 
Seelſorge und Matrik zugewieſenen Sprengel bei einem ſolchen Glaubensgenoſſen 
eingetreten iſt, für welchen er zum Seelſorger und Matrikenführer beſtellt iſt. 

Der den Taufact vollziehende fremde Seelſorger hat einen ſolchen Fall in 
fein Geburts- und Taufbuch nur ohne Reihezahl einzutragen und dabei ſtets 
zugleich in der Anmerkungsrubrik genau anzudeuten, bei welcher zuſtändigen 
Seelſorge die Matriculirung mit Reihezahl ſtattfindet, ſowie in Folge deſſen 
auch die zum betreffenden Civilſtandsacte etwa nachträglich veranlaßten Berich⸗ 
tigungen, Ergänzungen und Vormerkungen zu ſuchen kommen. — Einen zugleich 
dieſe Anmerkung enthaltenden wortgetreuen Auszug feiner ohne Reihezahl vorge- 
nommenen Eintragung hat hierauf der fremde Seelſorger binnen acht Tagen nach 
vollzogenem Taufacte entweder unmittelbar oder im Wege der politiſchen Bezirks⸗ 
behörde an den zuſtändigen Seelſorger — gegen deſſen zu verwahrende Empfangs- 
beſtätigung — zum Behufe der Matriculirung mit Reihezahl einzuſenden. 

Der zuſtändige Seelſorger hat dieſe letztere in ſeiner Matrik an der nach 
chronologiſcher Ordnung gehörenden Stelle und unter ausdrücklicher, in der 
Anmerkungsrubrik erſichtlich zu machenden Beziehung auf den von der fremden 
Seelſorge überkommenen Auszug vorzunehmen, welcher Auszug von ihm gehörig 
aufzubewahren iſt. 

Beſcheinigungen an Parteien über ſolche Geburtsfälle dürfen nur 
aus derjenigen Matrik, in welcher gemaß der obigen Anordnung die 
Eintragung mit Reihezahl ſtattfindet, vorgenommen werden, und es muß 
in dieſen Beſcheinigungen ſtets auch erfichtlich gemacht werden, von welcher Seel- 
ſorge thatſächlich der Taufact geſpendet wurde. 

Bezüglich der Eheſchließungen wird an die hierortigen Weiſungen 
vom 6. Auguſt 1882, Z. 16.258 ex 1881, in Betreff der Matriculirung der 
im Delegationswege erfolgenden Trauungen, und vom 14. October 1882, 
3. 10.531 ex 1881, in Betreff der, einer bereits vor der weltlichen Behörde 
oder vor dem Seelſorger des anderen Brauttheiles ſtattgehabten Trauung nach- 
folgenden kirchlichen Acte erinnert. 

Bei Todesfällen iſt, wenn eine fremde Seelſorge beim Begräbniſſe 


| ſubſidiariſch intervenirt hat, von dieſer dem zuſtändigen Pfarramte des Verſtor⸗ 


benen binnen 8 Tagen die entſprechende Mittheilung zu machen, im Uebrigen 
ſich nach den Anleitungen zu benehmen, welche mit den hierortigen Weiſungen 
vom 6. Auguſt 1882, Z. 16.258 ex 1881, für die Matriculirung bei Fällen der 
Beerdigung in einem anderen Seelſorge-, reſp. Matrikenbezirke, und vom 
16. Auguſt 1883, 8. 8157, für die Fälle der Beerdigung evangeliſcher Glaubens- 


genoſſen auf katholiſchen Friedhöfen gegeben worden find, und es hat ſomit die 


Matriculirung mit Reihezahl ebenfalls nur die zuſtändige, d. i. jene Seel⸗ 
ſorge vorzunehmen, in deren Matrikenbezirke und bei deren Glaubensgenoſſen ſich 
der Todesfall ereignet hat. 

Hienach hat die k. k. 
Erforderliche zu veranlaſſen. 


im dortigen Verwaltungsgebiete das 


Geſetze und Berordnungen. 


1886. I. Semeſter. 
Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 


1. Stück. Ausgeg. am 9. Jänner. — 1. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 29. December 1885, Z. 14.173, betreffend die Ver⸗ 
gütung der Mittagskoſt bei Militärdurchzügen im Jahre 1836. — 2. Kund⸗ 
machung der k. k. Landesregierung in Klagenfurt vom 31. December 1885, 
3. 14.306, betreffend das Uebereinkommen zwiſchen der k. k. Landesregierung 
und dem kärntneriſchen Landesausſchuſſe zum Zwecke der Erhaltung der Gail⸗ 
regulirungsbauten. — 3. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Klagenfurt 
vom 31. December 1885, Z. 14.306, betreffend eine Inſtruction für die Gemeinde⸗ 
vorſteher zur Ueberwachung der Gailregulirungsbauten. 

II. Stück. Ausgeg. am 9. Februar. — 4. Geſetz vom 25. Jänner 1886, 
womit der § 3 des Geſetzes vom 11. Februar 1874, L. G. Bl. Nr. 3, abge⸗ 
ändert wird. 


III. Stück. Ausgeg. am 14. Februar. — 5. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 9. Februar 1886, Z. 1515, betreffend die Vornahme 
der Recrutirung im Jahre 1886. 

IV. Stück. Ausgeg. am 25. Februar. — 6. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Karnten vom 17. Februar 1886, betreffend das Uebereinkommen 
zwiſchen der k. k. Landesregierung und dem kärntneriſchen Landesausſchuſſe zum 
Zwecke der Verbauung des Klauſenkofel⸗Sammelgebietes. 

V. Stück. Ausgeg. am 2. März. 7. Geſetz vom 4. Februar 1886, 
womit der § 22 des Geſetzes vom 1. März 1885, L. G. Bl. Nr. 13, abge⸗ 
ändert wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 31. März. — 8. Kundmachung der k. k. Landes- 
regierung in Kärnten vom 26. März 1886, Z. 3087, betreffend die Genehmigung 
des Brückenmauthtarifes für die Görtſchitzbrücke des Franz Glantſchnig in Brückl. 

VII. Stück. Ausgeg. am 15. April. 9. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten in Kärnten vom 12. April 1886, 3. 589 Präs., betreffend die im 
Jahre 1886 für den kärntneriſchen Landes- und Grundentlaſtungsfond einzu⸗ 
hebenden Umlagen. — 10. Kundmachung der k. k. Poſt⸗ und Telegraphendirection 
Graz vom 6. April 1886, womit das Poſtrittgeld für das Sommerſemeſter 1886 
feſtgeſetzt wird. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 30. April. 11. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 20. April 1886, Z. 3985, betreffend den Fortbezug 
von Ueberfuhrsgebühren an der Drahtſeilüberfuhr bei Unter-Vellach. 

IX. Stück. Ausgeg. am 6. Mai. — 12. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 1. Mai 1886, 3. 4393, betreffend die weitere Ein- 
ſtellung der Schiff- und Floßfahrt auf dem Draufluſſe zwiſchen Krajach und dem 
Drauregulirungsbaue unterhalb der Hollenburger Brücke für die Zeit des Baues 
in dieſer Strecke. — 13. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Kärnten 
vom 3. Mai 1886, 3. 3257, betreſſend die Uebertragung der dem Anton 
Domaingo ertheilten Bewilligung zur Einhebung von Mauthgebühren an der 
Drauüberführ bei Unter⸗Drauburg an den dermaligen Inhaber dieſer Ueberfuhr 
Martin Cas. 

X. Stück. Ausgeg. am 9. Mai. 14. Geſetz vom 20. April 1886, 
womit die Stenergemeinde „Gräbern und Prebl“ von der Ortsgemeinde St. 
Leonhard abgetrennt wird. 

XI. Stück. Ausgeg. am 12. Mai. 15. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 10. Mai 1886, 3. 4771, betreffend die Einführung 
eines Hauptſchubes Villach⸗Brixen und zurück. 

XII. Stück. Ausgeg, am 21. Mai. 16. Geſetz vom 2. Mai 1886, 
womit die Theilung der beſtehenden Ortsgemeinde Spittal durchgeführt wird. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 3. Juni. — 17. Kundmachung der k. k. Landes- 
regierung in Kärnten vom 1. Juni 1886, 3. 5583, betreffend die Abänderung 
der Abfahrtszeit des Hauptſchubes Villach⸗Brixen. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 9. Juni. 18. Geſetz vom 22. Mai 1886, 
betreffend die öffentliche Armenpflege in den Gemeinden. 19. Geſetz vom 
14. Mai 1886, betreffend die Theilung der Ortsgemeinde Velden. 

XV. Stück. Ausgeg. am 20. Juni. 20. Geſetz vom 1. Juni 1886, 
womit der $ 80 der Gemeindeordnung für Kärnten vom 15. März 1864, 
L. G. Bl. Nr. 5, und das Geſetz vom 7. Februar 1873, L. G. Bl. Nr. 17, 
dann der § 68 des Statutes der Stadt Klagenfurt theilweiſe abgeändert werden. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 29. Juni. — 21. Geſetz vom 29. Jänner 1886, 
betreffend die Einführung einer ſelbſtſtändigen Landesauflage auf den Verbrauch 
von gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten. 22. Verordnung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Kärnten vom 25. Juni 1886, Z. 6565, betreffend die Durchführungs⸗ 
vorſchrift, nach welcher die mit dem Geſetze vom 29. Jänner 1886 genehmigte 
Auflage auf den Verbrauch von gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten im Lande 
Kärnten einzuheben iſt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Handelsminiſter Olivier Marquis 
Bacguehem die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 


bekleideten Hofſecretär beim Verwaltungsgerichtshofe Moriz Edlen von Kempelen 
zum Sectionsrathe ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Meran Joſeph von 
Grabmayr den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Stanislau Eduard 
Gorecki den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Hauptcaſſier des Minifterial- 


Zahlamtes Nikolaus Ries den Titel und Charakter eines Staatshauptceaſſen⸗ 
Controlors verliehen. 


von 
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Seine Majeſtät haben dem Inſpector der Generalinſpection der öfterr. 
Eiſenbahnen Julius Glück das Ritterkreuz des Franz-Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem beim k. und k. Generaleonſulate in Alexan— 
drien in Verwendung ſtehenden Marinecommiſſär Johann B. Cherſich das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Honorar⸗Viceconſul in Preveſa Julius Kara 
von Dembieki und dem beim k. und k. Generalconſulate in Paris in Verwen⸗ 
dung ſtehenden Honorar-Viceconſul Eugen Freiherrn Jacobs v. Kantſtein den 
Titel eines Honorarconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberdirectors 
bekleideten Hilfsämterdirector des Verwaltungsgerichtshofes Theodor Exel zum 
Oberdirector ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bibliothekarsſcriptor extra statum im öſter⸗ 
reichiſchen Muſeum für Kunſt und Induſtrie in Wien Franz Ritter das Nitter- 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberförſter Frauz Peſchke in Perſenbeug das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Einvernehmen mit dem Präſidenten des Abgeordnetenhauſes des Reichsrathes 
über erhaltene Allerhöchſte Ermächtigung den Sectionsrath Dr. Heinrich Blumen— 
ſtok zum Kanzleidirector des Abgeordnetenhauſes ernannt. 


Der Miniſterpraſideut als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſeeretär Dr. Ambros Freiherrn Maroicice v. Madonna del 
Monte zum Bezirkshauptmanne und den Bezirkscommiſſär Nikolaus Nardelli 
zum Statthaltereiſecretär in Dalmatien ernannt. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Ludwig Marquis Gozani zum Regierungsſecretär in Krain 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrevidenten Franz Pfeifer zum Rechnungsrathe der kraineriſchen 
Landesregierung ernannt. 

Der Handelsminifter hat den mit Titel und Charakter eines Minifterial- 
ſecretärs bekleideten Miniſterial⸗Viceſecretär Dr. Guido Ritter v. David zum 
Poſtrathe in Wien ernannt. 


Erledigungen. 


Bauadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe im Staatsbaudienſte für 
Niederöſterreich, bis Mitte December. Amtsbl. Nr. 257.) 

Drei Förſtersſtellen in der zehnten Rangsclaſſe und mehrere Forſtaſſi⸗ 
ſtentenſtellen in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Direction der Güter des 
Bukowinger griechiſch⸗orientaliſchen Religionsfondes in Czernowitz, bis Ende No— 
vember. (Amtsbl. Nr. 258.) 

Eoncipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. 5 


. . ) orſt⸗ und 
Domänendirection in Lemberg, bis 30. November. (Amtsbl. Nr. 261.) 
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